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Managing the crisis

Konstantin Simitis

In einer deutschen Zeitung wurde im M äfz ein Aufsatz unter dem
Titel “Traum von einer europäischen Wirtschaftsregierung” 
veröffentlicht. Er stand ganz im Vorzeichen der Frage: “wie viel 
gemeinsames Handeln braucht Europa?” Die gegenwärtige, immer 
noch anhaltende Krise lässt die eben erwähnte Frage aktueller 
denn je erscheinen. Ihr möchte 1 ich deshalb—awafr heute- 
näßSpiten.

Die konsequent globale Ausbreitung des Finanzsystems hat die 
langfristigen Investitionen untergraben. Für den bestmöglichen 
Kapitaleinsatz gelten heutzutage neue Kriterien. Ausschlaggebend 
ist nicht die langfristige Rentabilität, sondern der schnellstmögliche 
Profit. Kontrollen zur Vermeidung von Betrügereien und 
Spekulationsspielen im Finanzsektor sind deshalb mehr denn je 
notwendig, reichen allerdings nicht aus. Vielmehr ist ein 
konsequenter Schritt in Richtung auf ein nachhaltiges Wachstum 

längst erforderlich.

Die gegenwärtige Funktionsweise der Union macht es freilich nicht 
leicht, genau diese Richtung einzuschlagen. Der Wachstums- und 
Stabilitätspakt ist fast ausschließlich auf den Erhalt der 
Währungsstabilität ausgerichtet. Er richtet also ein mögliches 
Wachstum nicht an den Erwartungen aus, die es erfüllen müsste, 
um bessere Lebensbedingungen zu gewährleisten, für mehr 
Beschäftigung zu sorgen und die Chancen auf Fortschritt
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auszubauen. Will man wirklich dieses Ziel ansteuern, müssen die 
Mitgliedstaaten konkrete Verpflichtungen zur Förderung von 
Investitionen, zur Verbreitung der Wissensgesellschaft, zu 
Verwaltungsreformen und zur Verbesserung der Sozialsysteme 
eingehen.

Neben den Investitionsanstrengungen der Mitgliedstaaten ist ein 
auf die gesamte Union bezogenes Rahmenprogramm für 
Investitionen notwendig, dessen Ziel es sein muss, die 
Infrastrukturen im Transport- und Telekommunikationssektor, der 
erneuerbaren Energien sowie der Forschung und der
Zusammenarbeit der Hochschuleinrichtungen zu verbessern, um 
nur einige der wichtigsten Anwendungsfälle zu nennen.

Es ist sicher richtig, dass die Haushaltsmittel der Union nicht für 
derartige Initiativen ausreichen. Und ebenso klar ist, dass die 
Möglichkeiten, den Beitrag der Mitgliedstaaten zu erhöhen, 
beschränkt sind. Die Union sollte daher bereit sein, Europäische 
Anleihen auszugeben. Sie würden nicht nur dazu verhelfen, die 
erforderlichen Investitionen zu realisieren, vielmehr es auch 
erleichtern, Aktivitäten zu unterstützen, die Wachstum und 
Beschäftigung fördern.

Nicht von ungefähr hat der Ratspräsident der Europäischen Union 
Van Rompuy im Februar 2010 dem Europäischen Rat 
vorgeschlagen, sich auf einen gemeinsamen Prozess zur 
Gestaltung einer europäischen Wachstums- und 
Beschäftigungsstrategie zu einigen. „Wichtig ist“, betonte er
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zugleich „dass wir festlegen, wie wir unsere Beschlüsse umsetzen 
wollen. Die Governance stellt hierbei den Schlüssel dar”.

Die Staats -  und Regierungschefs der Eurozone haben durchaus 
in diesem Sinn am 25 März in einer gemeinsamen Erklärung ihre 
Entschlossenheit bekundet, sich für “eine enge Koordination der 
Wirtschaftspolitiken in Europa“ einzusetzen. Aus genau diesem 
Grund sind sie der Ansicht, „dass der Europäische Rat die 
wirtschaftspolitische Steuerung der Europäischen Union 

verbessern muss.”

Unklar bleibt jedoch was konkret beabsichtigt ist. Geht es wirklich 
um eine effektive Harmonisierung der Wirtschaftspolitik oder 
lediglich um ein neues Thema, das von den Staats und 
Regierungschefs der 27 EU Staaten aufgegriffen werden soll?

Bundeskanzlerin Angela Merkel hatte Mitte Februar erklärt; “Wir 
(der Rat) sind die Wirtschaftsregierung” und sollen ganz im Sinne 
des Lissabonner Vertrages der Union “die für Ihre Entwicklung 
erforderliche Impulse geben”. Gewonnen wäre freilich kaum 
etwas, wenn man die «Wirtschaftsregierung» so interpretieren 
würde. In Wirklichkeit steht nicht mehr und nicht weniger zur 
Debatte als eine Erweiterung der Zuständigkeiten der Union, um 
sie in die Lage zu versetzen, nicht nur währungspolitische 
Angelegenheiten zu entscheiden, sondern genauso die 
Grundregeln der Finanz- und Wachstumspolitik festzulegen und 
den makroökonomischen Rahmen zu bestimmen.
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Ebenso nötig ist allerdings ein weiterer, mindestens ebenso 
relevanter Schritt: eine in der Tat deutlich stärkere 
wirtschaftspolitische Koordinierung, die nicht am Einspruch 
einzelner Mitgliedstaaten scheitern darf. Echte
intergouvernementale Zusammenarbeit muss sich also vollziehen 
können, ohne sich auf die bislang üblichen langatmigen 
Beratungs- und Entscheidungsprozesse einzulassen. Die Union 
wird sonst von einer Krise in die nächste fallen und fortlaufend 
über Hindernisse und Komplikationen stolpern, die mit dem 
Unvermögen der Mitgliedstaaten Zusammenhängen, selbst zu 
reagieren.

Die Wirtschaftsregierung kann entweder im Rahmen der 
bestehenden Wirtschafts- und Währungsunion oder über eine 
„gestärkte Zusammenarbeit“ angestrebt werden, an der sich alle 
Mitglieder, die es wünschen, beteiligen würden. Diese Form der 
Kooperation ist bereits im LissabonnerVertrag vorgesehen. Sie ist 
der Weg, den die Mitgliedstaaten befolgen können, um 
gemeinsam ihre Aktionsfelder zu erweitern, ohne zugleich den 

Vertrag ändern zu müssen.

Zahlreiche Kommentatoren der jüngsten Entwicklungen in der
if'l in  i/öv i - l., ■ (111, i , i i k

Union haben sich ebenfalls für diesen Ansatz ausgesprochen. 
Ihnen allen ist, so unterschiedlich ansonsten ihre Überlegungen 
sind, die Feststellung gemein, dass „der Ausgang aus der Krise 
einen Weg nach vorn erfordert“, hin zur Wirtschaftsregierung und 
zur politischen Integration. Genau dies ist auch das Ziel, dem wir 
uns ebenso ernsthaft wie beharrlich nähern sollten.
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Dieser Vorschlag erscheint vielleicht, zumindest im Augenblick, unrealistisch. Die 

griechische Krise ebenso wie die Ungewissheit der weiteren Entwicklung in der Europäischen 

Union, erlaubten, so könnte man meinen, keine so weitreichenden Interventionen. Eine 

Diskussion zur Frage der Wirtschafts-Regierung muss allerdings nicht gerade jetzt geführt 

werden. Ich habe über vierzehn Jahre am Europäischen Rat, dem Ecofin und dem Agrarrat 

teilgenommen. Entscheidungen wie diese brauchen, so hat sich immer wieder gezeigt, eine 

lange Zeit. Es geht eben nicht nur um im Rat eingebrachte und erörterte Überlegungen, 

vielmehr um einen Gedankenaustausch auf sehr verschiedenen Ebenen, der dazu verhelfen 

soll, die einzelnen Fragen gezielt anzusprechen und ihnen gründlich nachzugehen.

Die Union hat nicht zuletzt wegen einer nicht ausreichenden Vorbereitung den gegenwärtigen 

Ereignissen nicht genügend vorgebeug (D ie  Kluft zwischen dem Norden und dem Süden der 

Union ist ein klares Beispiel dafür. Man kann sie nicht mit dem bloßen Flinweis übergehen, 

dass die die Länder des Nordens eben leistungsstark sind, während die des Südens ihren 

Verpflichtungen gegenüber „sündigen“. Das Nord-Süd Gefälle ist nicht nur existent, sondern 

auch und vor allem die Ursache von Ungleichgewichten, die beachtet und bekämpft werden 

müssen] Das britische Magazin „The Economist“ hat das momentan akute Problem so 

formuliert: “Die griechische Krise bestätigt lediglich die Paranoia, eine Gruppe heterogener 

Staaten in einer Währungsunion zu vereinen, ohne einen Mechanismus, wie zum Beispiel eine 

zentrale Finanzbehörde, für die Bewältigung von inneren Ungleichgewichten vorzusehen.“.



In der Union wurde wiederholt behauptet, dass Griechenland 
seinen Beitritt zu der Wirtschafts- und Währungsunion dank 
gefälschter Daten erlangen konnte. Dies entspricht allerdings nicht
der Wahrheit. Im Jahre 2004 hat die^Konseryative griechische

Jome nauh dero Que-,
Regierung im Einvernehmen jriit Eurostat die Regeln geändert, Aenfterxdl.
aufgrund derer die die Verteidigungsausgaben
in den Haushalt buchte. Sie ersetzte die Verbuchung der
Verteidigungsausgaben auf der Grundlage des Abnahmedatums
durch eine Verbuchung auf der Grundlage des Zahlungsdatums.

.. kjit l
Diese Änderung wurde rückwirkend angewandt und ergab für alle

qlu Jh A u t Ja (Kt gccf &r? L^£taMj&r> den lOattiu
vorherigen Jahre ein höheres Defizit. Die Frage, wann die 
Verteidigungsausgaben von den Mitgliedstaaten gebucht werden 
sollen, ist in der Folge auf Antrag mehrerer Staaten erneut geprüft 
und entschieden worden. Eurostat legte 2006 fest, dass die 
Verbuchung der Militärausgaben obligatorisch auf der Grundlage 
des Abnahmedatums des Militärmaterials zu erfolgen hat. Esi
wurde also die Regelung, die von der abgegangenen Regierung in

m mGriechenland vor 2004 angewandt wurde, als richtig anerkannt.
Die obligatorische Anwendung dieser Regel begann mit den Daten 
des Jahres 2005. Eurostat ermutigte allerdings die Mitgliedstaaten, 
die Daten für die vorangegangenen Jahre auf dieser Basis zu 
revidieren, falls sie dies wünschtenfSo werden nun seit 2005 die 
griechischen Ausgaben für Rüstungsgüter nach dem 
Abnahmedatum verbucht. Die Daten für die vorangegangen Jahre 
wurden allerdings von der griechischen Regierung nicht revidiert.
Hätte sie diese Anpassung vorgenommen, so würden die Defizite 
der vorangegangen Jahre sehr viel niedriger ausfallen, nämlich in 
der Höhe, in der sie anfänglich durch die vorangegangene 
Regierung angegeben worden sind. Ihre Behauptung, dass die
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f< W
Daten für die Verteidigungsausgaben des Jahres / nicht der 
Wahrheit entsprächen, wäre somit feierlich widerlegt worden.

Aus all diesen Vorgängen müsste eine Lehre gezogen werden. Die 
Europäische Kommission muss ein objektives Verfahren 
anwenden, wenn eine Regierung die Revision von Daten anstrebt, 
die durch die Dienststellen der Kommission schon anerkannt 
worden sind. Andernfalls wird bei jedem Regierungswechsel die
neue Regierung versuchen, die Daten zu ihren Gunsten

pcxAl tä
abzuändern, selbst wenn etliche Jahre seit ihrer Bekanntgabe
vergangen sind. Eine willkürliche Vorgehensweise sollte nicht

•  *
zulässig sein. Denn es geht nicht um eine Angelegenheit, die nur 
einen Staat betrifft, sondern die gesamte Union. Die Europäische

m
Union bestand im griechischen Fall allerdings darauf, ohne Regel

Präzedenzfall Portugals, wo Barroso der damalige
Ministerpräsident Portugals die nachträgliche Revision der Daten r.r .

K ^»rTtS cUt cxmo
zulasten der vorangegangen Regierung auch angewandt hatte. ve iK e itn^

j  ¥ (pia IfcuLav'Cj

Das Problem ist also nicht alleine ein griechisches. Es ist das 
Problem des Fehlens von Regeln seitens der Europäischen Union.

die für alle Fälle gelten folgte dem
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is in a very delicate situation. Indeed, her Finance Minister and the head of her coalition 
partner, the CSU, have both indicated in the last day or so that approval of the aid 
package cannot be taken for granted.

If so, that is really bad news for Greece.

Its latest troubles may well have been caused by an important article in last 
Wednesday’s Financial Times (by Wolfgang Munchau), which pointed out:

Ate BrutWm
- that Greece now has a debt/GDP ratio of 125%, more than double the

Maastricgnimjjj· ω
- that it needs to raise €50 billion a year for each of the next five years just to '

roll over its debt; Ι3Γ <« caftJ '

- that GDP will fall 3-5% this year; and W a J U L u

- that, if it is to have any hope of satisfying its creditors and avoiding default, it ,
iG-olts, Ca ,lkc

must run a primary budget surplus (ie before interest payments) of 5%, ^  OJ&ix̂ dJaJft

compared with a current deficit of 7%. far» kttcuiWi

i ° i r c i¿oUtbuu_C| ĉ c
Munchau’s point (which must be correct) is that a restructurinq/reschedulinq or default is fyniav 

inevitable -  if not this year, then in 2011 or 2012. That is also the view taken by the Q)a(W

(increasingly) influential former chief economist of the IMF, Simon Johnson -  whose ( ^ ' j  ^
estimate is that Greece needs US $200 billion over the next three years if it is to avoid ^ a n o  tu*k 
default. With no possibility of a devaluation as a (relatively) painless way of achieving ffifittytys-
adjustment, his recommendation is that Athens should “restructure before a default”.
Even Bundesbank President Axel Weber (who will play a crucial role in any eurozone 
bailout) seems to agree with Munchau, Johnson et al. Last Monday, he claimed that 
Greece needs at least €80 billion over the next year -  much more than the €45 billion . ̂  
pledged to date. OMr O ^hotte t

U)€̂ t« /'Ore'Bizarrely, the markets seem more optimistic than economists or central bankers -  

despite another downgrade of Greek paper by Moody’s on Thursday.
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Bloß nicht rauswerfen!
Von Stefan Collignon
27.04.2010

Kvi Áoiu.\*cectFettet- cUx Jhiwuou'a (
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http://www.ttd.de/print-archi v/artikel/1817211 ?mode=print

Der Vorschlag, Griechenland aus der Euro-Zone auszuschließen, ist absurd. Ein solcher Schritt würde nicht nur die 
Griechen selbst treffen, sondern auch deutsche Interessen gefährdenVon Stefan Collignon

Die Deutschen haben ein eigenartiges Vergnügen daran, an den Ästen zu sägen, auf denen sie sitzen. Die neuste Variante 
dieser Manie ist der Vorschlag, Griechenland aus der Euro-Zone zu werfen.

Dabei wird ignoriert, dass der Euro das Herzstück des europäischen Binnenmarkts ist, auf dem Deutschland seine 
Exportüberschüsse erzielt. Es wird vergessen, dass der Euro den europäischen Bürgern die schlimmsten Folgen der 
US-Wirtschaftskrise erspart hat Mit dem alten Flickenteppich nationaler Währungen, die früher als Spielball der Spekulation 
Kosten und Preisrelationen regelmäßig verzerrten, wäre die Arbeitslosigkeit heute doppelt so hoch. Politische Extremisten hätten 
Oberwasser, und das Friedensprojekt Europa wäre in seinen Fundamenten erschüttert. Die Forderung nach einem Ausschluss 
Griechenlands oder auch anderer Euro-Länder ist nicht nur falsch. Sie gefährdet auch das nationale Interesse Deutschlands.

Das deutsche Rabaukentum im europäischen Porzellanladen nährt sich aus zwei Quellen: politischem Chauvinismus und 
fehlgeleiteter Wirtschaftstheorie. Der wiedererwachte Nationalismus in der Berliner Republik geilt sich an der Devise auf: Wir 
machen alles richtig, und „die anderen" im sonnigen Süden sollen es uns erst einmal nachmachen. Nun gibt es wenig Zweifel, 
dass die konservative Karamanlis-Regierung Griechenland viel Schaden zugefügt hat und dass Deutschland für griechische 
Sozialisten immer ein Vorbild war. Papandreous Regierung braucht Zeit und Hilfe, um den schwierigen Umbau des griechischen 
Staatsapparats erfolgreich zu Ende zu bringen. Stattdessen prügeln deutsche Medien und Politiker mit unverhohlener 
Xenophobie auf ihren europäischen Nachbarn ein. Frieden sieht anders aus. Haben wir nichts aus der Geschichte gelernt?

Als deutscher Steuerzahler finde auch ich es empörend, wenn ich für die Fehler von Regierungen zahlen soll, die ich nicht 
selbst gewählt habe. Dies ist ein Fundamentalproblem der gegenwärtigen Verfassung Europas. Aber die griechische Krise hat 
damit wenig zu tun. Erstens haben deutsche Regierungen seit Jahren aktiv weggesehen, wenn andere Regierungen gemogelt 
haben. Zweitens zahlt der deutsche Steuerzahler gar nicht für Griechenland, sondern umgekehrt: Deutschland leiht sich 8,5 
Mio. Euro (103 Euro pro Kopf) für 2,5 Prozent Zinsen und verleiht sie an Griechenland für fünf Prozent. Nettogewinn für den 
Steuerzahler: 212,5 Mio. Euro im Jahr.

Die Idee eines Ausschlusses aus der Währungsunion basiert auch auf irregeleiteter Theorie. Die Gegner der Währungsunion 
haben immer der Behauptung der Ökonomielehrbücher geglaubt, man brauche den Wechselkurs, um eine Währung abwerten 
zu können.TJte Erfahrung der 70er-, 80er- und 90er-Jahre hat gezeigt, dass dies im europäischen Binnenmarkt nicht 
funktionier'Cbie einzelnen Währungsräume sind zu klein, verursachen hohe Kosten, und bei einer Abwertung wird die Inflation 
durch hoh/inflportpreise nach oben getrieben. Der kurzfristige Wettbewerbsgewinn wird schnell durch monetäre Instabilität 
wieder zunicntegemacht. Genau deshalb braucht der europäische Binnenmarkt eine stabile Gemeinschaftswährung. Hinzu 
kommt die Tatsache, dass die griechischen Schulden auf Euro lauten und der Schuldenberg nach einer Abwertung deshalb 
noch belastender würde. ------------------ -

Wer heute den Austritt Griechenlands fordert, schadet nicht nur deutschen Interessen, er hat auch nicht verstanden, wie der 
Euro funktioniert. Eine Währungsunion ist kein Currency-Board, in dem Wechselkurse unwiderruflich fixiert werden. Sie ist 
vielmehr ein einheitlicher Währungsraum, der sich dadurch definiert, dass alle gebietsansässigen Geschäftsbanken sich zu 
gleichen Bedingungen und unbegrenzt bei der Zentralbank mit Liquidität versorgen können. Mit anderen Worten: Länder haben 
keine eigenen Währungsreserven mehr, da die Währungsreserven für die gesamte Euro-Zone von der EZB verwaltet werden.

Das Gerede vom griechischen Bankrott ist deshalb falsch: Nicht Griechenland kann seine Schulden eventuell nicht me 
bezahlen, sondern die griechische Regierung, sprich die hellenische Republik. Der Staat ist aber nicht das Land. Es 
zahlreiche Firmen und Banken in Griechen, die profitabel, solvent und liquide sind. Die griechische Regierung ist dq| 
angewiesen, dass diese Unternehmen das Wirtschaftswachstum schaffen, aus dem künftige Steuern bezahlt werde 
Ausscheiden aus der Euro-Zone würde der Privatwirtschaft den Boden unter den Fyßen entziehen, da das gesamt  
plötzlich wieder unter”schwacher Wahrung und Devisenknappheit leiden wurde. LF l ¿ «4 u t f----------------------------------------------------------  )xvV\nii]¿e ¿Loet toi,EU
Es ist mir ein Rätsel, wie deutsche Ordnungspolitiker für Währungsstabilität kämpfen und gleichzeitig Griechenland in den 
Abgrund stoßen wollen.

Sicher, die griechische Krise gefährdet die Stabilität des Euro. Viele Investoren in den USA, China und Japan, haben das 
Vertrauen in die Fähigkeit der Europäer verloren, ihre Währung optimal zu verwalten. Die Bundesregierung beschuldigt „die 
Griechen“ der Brandstiftung am europäischen Haus, versperrt der Feuerwehr aber den Weg.
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Diese Krise zeigt uns eins: Ohne eine echte politische Union wird Europa nicht überleben. Das Prinzip der „Eigenverantwortung 
der Mitglieder der Euro-Zone" ist die Lebenslüge konservativer Politiker in Deutschland. Europa braucht vielmehr eine 
demokratische Regierung, die die Interessen aller Bürger gegen die Dummheit und Einzelinteressen nationaler Regierungen 
verteidigt.
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Mut zur 
Irrelevanz

Die Wirtschaftsforschung 
verspricht Praxisnähe und 
enttäuscht dann mit ihren 
Prognosen. Hin Plädoyer für 
mehr Grundlagenforschung
GERT WAGNER

immer wieder steht die Witt· 
schaTtsforschung dafür am Pran­

ger, dass ihre Prognosen nicht son­
derlich erfolgreich scheinen. Auch 
der Versuch, wissenschaftlicher zu 
werden, wird kritisiert: Er würde nur 
zu irrelevanter Forschung führen 
und die Disziplin obendrein von der 
eigentlichen Aufgabe abhalten, 
möglichst gute makroökonomische 
Prognosen zu erstellen. Überspitzt 
gesagt: Grundlagenforschung im 
Bereich der Wirtschaftsforschung 
sei Verschwendung von Steuer­
geldern.

Kaum gestellt wird hingegen die 
Frage, ob die Erwartungen, die von 
außen an die Wirtschaftsforschung 
herangetragen werden, angemes­
sen sind. Und ob die Wirtschafts­
forschung auch aufgrund von zu 
hohen Erwartungen dazu neigt, zu 
viel Praxisnähe zu versprechen, 
statt sich wie andere wissenschaftli· 
che Disziplinen erst einmal auf 
Grundlagenforschung zu konzen­
trieren.

Selbstbewusstes Forschen kann 
man von den Naturwissenschaften 
lernen. So rasen etwa seit Ende März 
nahe Genf im größten Teilchenbe­
schleuniger der Welt Protonen mit 
exorbitanter Energie herum und 
prallen aufeinander. Die „ Urknall- 
maschine·' hat mehrere Milliarden 
Euro gekostet, und allein die Kosten 
für die Tausenden wissenschaft­
lichen Mitarbeiter belaufen sich 
jährlich auf mehr als 100 Mio. €. Was 
dabei an Erkenntnissen gewonnen 
werden wird, ist nicht wirklich 
absehbar.

Auch die Beispiele einer mögli­
chen Nutzung der künstlichen Ur­
knallergebnisse für die Medizin­
technik überzeugen nicht jeden. 
Hingegen spricht vieles dafür, dass 
es schlichte Neugierde ist. die diese 
Alt von Forschung treibt -  was for­
schungspolitisch ohne jeden Zwei­
fel legitim ist.Als Soziaiingenieure überfordert
Die Sozial- und Wirtschaftswissen­
schaftler unterliegen hingegen im­
mer wieder der Versuchung, als 
„Soziaiingenieure" agieren zu wol ­
len. Das ist aber das schwierigste 
Forschungsziel, das man sich über­
haupt vorstellen kann. Man beden­
ke: Bei Erdbebenprognosen schei­
tern die Naturwissenschaften bis­
lang immer. Und Vulkanausbrüche 
kommen am Ende auch immer wie­
der überraschend. Die Naturwissen­
schaftler wollen die wirklich kom­
plizierten natürlichen Vorgänge wie 
das Weiter oder die Meeresxtröme 
gar nicht beherrschen.

Naturwissenschaftliche Inge­
nieurskunst ist ja durchaus sehr 
erfolgreich. Aber auch Ingenieure 
überschauen bei Weitem nicht alle 
Folgen ihres Handelns. Brücken 
bleiben nicht etwa deshalb stehen, 
weil Ingenieure jedes Erdbeben vor­
hersehen, sondern weil Bauwerke 
mit hohen Sicherheitszuschlägen 
konstruiert werden. Wo das nicht in 
extenso möglich ist -  wie bei Flug­
zeugen, die Gewicht sparen müs 
sen -, kommt es immer wieder zu 
fatalen Fehlfunktionen. Sozial- und

Wirtschaftsingenieure können 
grundsätzlich nicht mit hohen Si­
cherheitszuschlägen arbeiten, denn 
die kosten zu viel Geld.

Trotzdem machen Sozial- und 
Wirtschaftswissenschaftler immer 
wieder den Fehler zu versprechen, 
dass ihre Ergebnisse unmittelbar 
„gesellschaftlich relevant" seien. 
Vollmundige „Prognosen" steigern 
jedoch nur kurzfristig das persön­
liche Renommee mancher Berater, 
nicht aber das Renommee des Fa­
ches. Dafür gehen zu viele Progno­
sen schief. Nicht aus Dummheit. 
Vielmehr ist von vornherein klar, 
dass die meisten makroökonomi­
schen Prognosen scheitern müssen. 
Mehr Selbstbewusstsein heim Be­
treiben „irrelevanter“ Grundlagen­
forschung täte den Sozial- und Wirt­
schaftswissenschaften wie der Ge­
sellschaft deshalb gut.Teure politische Großexperimente
Nur der Mut zur Irrelevanz erlaubt 
überraschende Ergelmtsse. Zumal 
die Kosten für sozial- und wirt­
schaftswissenschaftliche Grundla­
genforschung völlig vernachlässig­
bar sind, wenn man die Kosten der 
Großexperimente betrachtet, denen 
ganze Gesellschaften unterzogen 
werden.

Jede größere politische Reform 
stellt nämlich ein Experiment dar. 
Alle Bildungs- und Steuerreformen 
und erst recht jedes Konjunktur­
paket stellen faktisch Experimente 
dar -  auch wenn die Politik sie nicht 
so nennt. Gemessen an den Kosten 
unerwünschter Nebenwirkungen 
bei Millionen von Menschen, die 
Großreformen wie etwa Hartz IV 
verursacht haben, sind die Kosten 
groß angelegter sozial- und wirt­
schaftswissenschaftlicher Erhebun- 
gen und die Kosten der amtlichen 
Statistik völlig vernachlässigbar. 
Selbst dann, wenn nur gelegentlich 
ein „relevantes" Ergebnis heraus- 
komrnt. Gerade die Kosten der 
Statistik sind aber ein beliebter poli­
tischer Fetisch beim Thema Büro­
kratieabbau.

Doch nur wenn wir in Grund­
lagenforschung investieren -  auch 
im Bereich der amtlichen Statistik-, 
sind überraschende Ergebnisse er­
wartbar. Deswegen muss auch Horst 
Köhler an dieser Stelle widerspro­
chen werden. Der Bundespräsident 
meinte kürzlich: „Darum gilt auch 
für die Sozialwissenscltaften das 
Gebot: Werdet wesentlich! Macht 
euch vernehmbar und verständlich! 
Denn: Was nutzt der beste Kompass, 
wenn seine Windrose so kleinteiiig 
beschriftet ist. dass man bei voller 
fahrt die Richtung nicht mehr 
ablesen kann?"

Die Aufforderung mag für ein­
zelne Sozial- und Wirtschaftswis­
senschaftler, die sich politisch ein·· 
mischen wollen, ja angehen. Aber 
wenn sie anfangen, zu steuern und 
Ergehnisse selektiv zu publizieren, 
schlüpfen sie aus ihrer Rolle als Wis­
senschaftler und werden zu Politi­
kern oder Lobbyisten. Gute Sozial- 
und Wirtschaftswissenschaften 
müssen, wie alle anderen auch, das 
„Recht auf Unwesentlichkeit“ ha­
ben, um sich weiterzuentwickeln.

Irgendwann einmal, wenn wir viel 
besser verstanden haben, wie Men­
schen agieren, werden dann auch -  
gewissermaßen nebenbei -  die ma­
kroökonomischen Prognosen besser.

GERT W AGNER ¡ehr; Volkswirtschafts­
lehre an der TU Berlin. Er ist am DIW Berlin 
tätig und Vorsitzender des Rats für Sozial· 
und Wirtschaftsdaten.
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Bloß nicht rauswerfen!
Der Vorschlag, Griechenland aus der Euro-Zone auszuschließen, ist absurd. Ein solcher Schritt würde nicht nur 

die Griechen selbst treffen, sondern auch deutsche Interessen gefährden v o n  stefan  c o lu g n o n

D ie Deutschen haben ein 
eigenartiges Vergnügen 
daran, an de» Ästen zu 
sägen, auf denen sie sitzen. Die 

neuste Variante dieser Manie ist 
der Vorschlag, Griechenland aus 
der Euro-Zone zu werfen.

Dabei wird ignoriert, dass der 
Euro das Herzstück des europä­
ischen Binnenmarkts ist, auf dem 
Deutschland seine Exportüber­
schüsse erzielt. Es wird vergessen, 
dass der Euro den europäischen 
Bürgern die schlimmsten Folgert 
der US-Wirtschaftskrise «spart 
hat. Mit dem alten Flickenteppich 
nationaler Währungen, die früher 
als Spielball der Spekulation Kos­
ten und Preisrelationen regelmä­
ßig verzerrten, wäre die Arbeits­
losigkeit heute doppelt so hoch. 
Politische Extremisten hätten 
Oberwasser, und das Friedens­
projekt Europa wäre in seinen 
Fundamenten erschüttert. Die 
Forderung nach einem Ausschluss 
Griechenlands oder auch anderer 
Euro-Länder ist nicht nur fälsch. 
Sie gefährdet auch das nationale 
Interesse Deutschlands.

Das deutsche Rabaukentum im 
europäischen Porzellanladen 
nährt sich aus zwei Quellen: politi ­
schem Chauvinismus und fehi- 
geleiteter Wirtschaftstheorie. Der 
wiedererwachte Nationalismus in 
der Berliner Republik geilt sich an 
der Devise auf: Wir machen alles 
richtig, und „die anderen" im son­
nigen Süden sollen es uns erst ein­
mal nachmachen. Nun gibt es we­
nig Zweifel, dass die konservative 
Karamanlis-Regierung Griechen­
land viel Schaden zugefügt hat und 
dass Deutschland für griechische 
Sozialisten immer ein Vorbild war.

Papandreous Regierung braucht 
Zeit und H ilfe, um den schwierigen 
Umbau des griechischen Staats­
apparats erfolgreich zu Ende zu 
bringen. Stattdessen prügeln deut­
sche Medien und Politiker tnit un ­
verhohlener Xenophobie auf ihren 
europäischen Nachbarn ein. Frie­
den sieht anders aus. Haben wir 
nichts aus der Geschichte gelernt?

Als deutscher Steuerzahler finde 
auch ich es empörend, wenn ich 
für die Fehler von Regierungen 
zahlen soll, die ich nicht selbst 
gewählt habe. Dies ist ein Funda­
mentalproblem der 
gegenwärtigen Verfas­
sung Europas. Aber 
die griechische Krise 
hat durnit wenig zu 
tun. Erstens haben 
deutsche Regierungen 
seit fahren aktiv weg­
gesehen, wenn andere 
Regierungen gemo- 
gelt haben. Zweitens zahlt der 
deutsche Steuerzahler gar nicht 
fiir Griechenland, sondern um­
gekehrt: Deutschland leiht sich
8.5 Mio. €  (103 €  pro Kopf) für
2.5 Prozent Zinsen und verleiht sie 
ari Griechenland für fünf Prozent. 
Nettogewinn für den Steuerzahler:
212.5 Mio. €  im fahr.

Die Idee eines Ausschlusses aus 
der Währungsunion basiert auch 
auf irregeleiteter Theorie. Die Geg­
ner der Währungsunion haben im­
mer der Behauptung der Ökono- 
mieiehrbücher geglaubt, man 
brauche den Wechselkurs, um eine 
Währung abwerten zu können. Die 
Erfahrung der 70er-, 80er- und 
itOer-Jahre hat gezeigt, dass dies irn 
europäischen Binnenmarkt nicht 
funktioniert. Die einzelnen Wnh-

rungsräume sind zu klein, verur­
sachen hohe Kosten, und bei einer 
Abwertung wird die Inflation durch 
hohe Importpreise nach oben ge­
trieben. Der kurzfristige Wettbe­
werbsgewinn wird schnell durch 
monetäre Instabilität wieder zu­
nichtegemach t. Genau deshalb 
braucht der europäische Binnen ­
markt eine stabile Gemeinschafts­
währung. Hinzu kommt die Tat­
sache, dass die griechischen Schul · 
den auf Euro lauten und der Schul­
denberg nach einer Abwertung 
deshalb noch belastender würde.

Wer heute den Aus­
, tritt Griechenlands

fordert, schadet nicht 
nur deutschen Inte­
ressen, er hat auch 
nicht verstanden, wie 
der Euro funktioniert.

. Eine Währungsunion
ist kein Currency- 
Board, in dem Wech­

selkurse unwiderruflich fixiert wer­
den. Sie ist vielmehr ein einheit­
licher Währungsnmm, der sich da­
durch definiert, dass alle gebiets­
ansässigen Geschäftsbanken sich 
zu gleichen Bedingungen und un­
begrenzt bei der Zentralbank mit 
Liquidität versorgen können. Mit 
anderen Worten: Länder haben 
keine eigenen Währungsreserven 
mehr, da die Währungsreserven für 
die gesamte Euro-Zone von der 
EZB verwaltet werden.

Das Gerede vom griechischen 
Bankrott ist deshalb falsch: Nicht 
Griechenland kann seine Schulden 
eventuell nicht mehr bezahlen, 
sondern die griechische Regie­
rung, sprich die hellenische Repu­
blik. Der Staat ist aber nicht das 
Land. Hs gibt zahlreiche Firmen

und Banken in Griechen, die profi­
tabel, solvent und liquide sind. Die 
griechische Regierung ist datauf 
angewiesen, dass diese Unterneh­
men das Wirtschaftswachstum 
schaffen, aus dem künftige Steuern 
bezahlt werden. Hin Ausscheiden 
aus der Euro-Zone würde der Pri­
vatwirtschaft den Boden unter den 
Füßen entziehen, da das gesamte 
i-and plötzlich wieder unter schwa­
cher Währung und Devisenknapp ­
heit leiden würde.

Es ist mir ein Rätsel, wie deut­
sche Ordnungspoiitiker für Wäh­
rungsstabilität kämpfen und 
gleichzeitig Griechenland in den 
Abgrund stoßen wollen.

Sicher, die griechische Krise 
gefährdet die Stabilität des Euro. 
Viele Investoren in den USA, China 
und Japan, haben das Vertrauen in 
die Fähigkeit der Europäer ver­
loren. ihre Währung optimal zu 
verwalten. Die Bundesregierung 
beschuldigt „die Griechen" der 
Brandstiftung am europäischen 
Haus, versperrt der Feuerwehr 
aber den Weg.

Diese Krise zeigt uns eins: Ohne 
eine echte politische Union wird 
Europa nicht überleben. Das Prin­
zip der „Eigenverannvortung der 
Mitglieder der Euro-Zone" ist die 
Lebenslüge konservativer Politiker 
in Deutschland. Europa braucht 
vielmehr eine demokratische Re­
gierung, die die Interessen aller 
Bürger gegen die Dummheit und 
Einzelinteressen nationaler Regie­
rungen verteidigt.

STEFAN COLU GN ON ist Professor 
für europäische politische Ökonomie an 
der SantÄnna School o f Advanced Studies 
in Pisa.

A u f dem Weg ins Bankerparadies
Die geplante ßankenabgabe ist ein Freibrief für die Finanzinstitute, erst recht hohe Risiken einzugehen
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LUCAS ZCISEW ährend alle Weit über Griechenland 

zetert, wird die Stützung „unserer“ 
lieben Banken zur dauerhaften 
Staatsaufgabe gemacht. Uber die Details erziel­

ten die versammelten Finanzminister heim 
G20- und IWF-Treffen am vergangenen Wo­
chenende noch keine Einigkeit. Aber Staats­
sekretär Jörg Asmussen. seit langem emsig um 
die Interessen der deutschen Banken bemüht 
und ohne seinen Dienstherrn Wolfgang Schäu­
ble nach Washington gereist, setzt sieh mit 
Verve dafür ein. ..Wir Deutschen haben intensiv 
geworben für eine Bankenabgabe", berichtete 
er den Journalisten. Ergibt sich so. als meine er 
tatsächlich, dass er den Steuerzahlern damit 
etwas Gutes tut.

Erinnern wir uns. Vor fünf Monaten formu­
lierte Josef Ackermann einen kleinen Wunsch: 
Die Regierungen der EU möchten doch bitte 
sehr mit staatlichen Mitteln einen Fonds ein­
richten, der künftig strauchelnde Banken auf­
längt. Der Chef der Deutschen Bankernrete da­
mals entrüstete Kommentare aus Politik und 
Presse. Man hielt Ackermanns Wunsch für 
reichlich unverschämt. Dass der Steuerzahler 
als Garant für die Spekulationsgeschäfte der 
Banker und ihrer satten Einkünfte auftreren sol­
le, wurde als ungerecht empfunden. Sogar die 
den Finanzinstituten, der Deutschen Bank und 
ganz besonders Ackermann zugetane Kanz­
lerin befand damals, das reiche wohl nicht.Schäubles Plan
Sie behielt recht. Und gerade deshalb erhält 
Ackermann ziemlich genau das, was er wollte. 
Das Kabinett beschloss Ende März, eine Ban­
kenabgabe einzuführen. Sie soll dazu dienen, 
dass die Banken sich künftig an ihrer Rettung 
beteiligen. Finanzminister Schäuble will den 
Gesetzentwurf, wie er sagte, im Herbst auf den 
Weg bringen. Zwischen 1 und i.2 Mrd. €  sollen 
jährlich von den deutschen Banken eingesam­
melt werden und in einen Fonds fließen, der der 
Bankenstützung dient.

In Washington sollte nun dieses Verfahren für 
alle Staaten mit nennenswerten Banken zur all­
gemeinen Pflicht gemacht werden. Der für ent­

schlossene Willenserklärungen bekannte IWF 
nannte als Ziel, dass „der Mnanzsektor die 
direkten Kosten jeder zukünftigen Staatshilfe 
selbst trägt“. Das klingt ausgezeichnet. Man 
nehme den deutschen Fall: Mit l Mrd. €  jähr­
licher Abgabe hätte der Fonds in zehn Jahren, 
generös gerechnet, die Mittel beisammen, um 
eine Miriihank wie die IKB aufzufangen, für die 
der Bund mehr als 10 Mrd. €  Rettungsgeld auf­
gewendet hatte. Seihst wenn ein Wunder ge­
schähe und die international vereinbarte Ban­
kenabgabeordnung den doppelten Erlös von 
den Banken einfordern würde, müsste zur Be­
wältigung einer Bankenkrise, wie wir sie gerade 
erlebt haben, gut 200 Jahre gespart weiden.

Für die privaten Banken hat die geplante 
Bankenabgabe einen erfreulichen Nebeneffekt. 
Er unterminiert die bisher einigermaßen funk­
tionierenden Bankensicherungseinrichtungen. 
Alle drei Bankengruppen (Privatbanken. Ge­
nossenschaften und Sparkassensektor) haben 
zurzeit noch ihre eigenen Sicherungssysfeme.
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Wenn eine Sparkasse oder l-andesbank pleite­
zugehen droht, wird sie vom Sicherungssystem 
der Sparkassen, hinter dem die Kommunen 
und die liinder stehen, gestützt und aufgefan­
gen. Kippt eine private Bank, wird sie vom Si­
cherungssystem der privaten Banken aufgefan­
gen, in das diese einzahlen. Das hat bis 2007 -  
etwa im Fall der privaten Schmidt Bank -  auch 
einigermaßen geklappt. Dann aber nicht mehr. 
Schon für die Düsseldorfer 1KB. eine börsenno­
tierte Privatbank, wurde eine für den Staat sehr 
teure Sonderlösung gefunden, was den Fonds 
der Privatbanken schonte. Als im Herbst 2008 
das ganze Bankensystem zu kollabieren drohte, 
wäre eine Stützung durch die drei Sicherungs­
systeme völlig ausgeschlossen gewesen. Die 
Deutsche Batik oder die Commerzhank sind 
ohnehin hei Weitem zu groß, um von einem 
Fonds dieser Art aufgefangen zu werden.

Bei den Sparkassen und Genossenschafts­
banken ist das anders. Hier handelt es sich um 
durchweg kleine Institute, für die der jeweilige 
Rettungsfonds willig ausreichend ist. Nur die 
Landesbanken, die den Sparkassen und einigen 
Bundesländern gehören, bereiten Probleme. 
Aber hei ihnen sind ohnehin staatliche Institu­
tionen als Eigentümer hei der Rettung gefragt. 
Kein Wunder, dass die Sparkassen und Genos­
sen über den Plan nicht sonderlich begeistert 
sind. Ebenso wenig verwundert, dass die priva­
ten Banken das Vorhaben begrüßen. Sie stören 
sich nur daran, dass im deutschen Modell die 
Versicherungen nicht auch zahlen sollen.Der Bund haftet unbeschränkt
Die Freude der Banker ist verständlich. Es winkt 
ihnen Genuss ohne Reue. Sie leisten mit ihrem 
Obolus der ßankenabgabe eine nette Versiche­
rungsprämie und erhalten dafür eine Bestands­
garantie. Der Fonds, in den sie gezwungen wer­
den einzuzahlen, ist selbstverständlich als Son · 
dervermögeri des Bundes eingerichtet. Selbst­
verständlich haftet der Bund also mit seinem 
gesamten Vermögen für jede Bank. Hier werden 
Schäuble und Asmussen irn Einklang mit dem 
Bankenverband einwenden, die Bundesregie­
rung plane auch ein Abwickiungs- oder „Re­
organisationsverfahren" für „systemrelevume 
Banken", wonach die Gläubiger zu einer Sanie ­
rung auf dem Verhandlungsweg gedrängt wer­
den sollen. Den Tag möchte ich erleben, an dem 
ein deutscher Finanzminister einen Schnitt bei 
den Gläubigern der Banken, die meist selber 
Banken sind, durchsetzt, uin sein Bankenret­
tungssondervermögen zu schonen.

Aufmerksame Beobachter der Zeitläufe wer­
den fragen: Wozu die Aufregung? Das hatten wir 
ja bisher alles schon. Die Staatsgarantie hat siet) 
implizit schon immer auf alle „Systemrelevan­
ten“. also alle großen Banken bezogen. Seit Ok­
tober 2008 gibt es die Staatsgaiantie auch expli ­
zit und erweitert auf alle Banken. Allerdings 
sind die damaligen ßunkenretumgsnmßnah- 
rnen offiziell befristet. Mit der Bankenabgabe 
wird nun ein international abgesegnetes Ga- 
rantiesystern aller Staaten eingerichtet. Da kön­
nen die Herren und wenigen Damen nach Her­
zenslust spekulieren. Das Gegenparteirisiko 
gibt es nicht mehr. Alle sind auf der sicheren 
Seite. Die Welt wird zum Bankerparadies.

e -m a i l  lesfirbriefe@ftd.de

tu e a s  ZEISE isl Finanzkoluronist der RO. f r  schreibt 
jeden zweiten Dienst3g an dieser Stelle.
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Wenn die Staatsanleihen, die von einem Staat zu verschiedenen 
Zeiten ausgegeben worden sind zu einem gleichen Zeitpunk fällig 
werden, werden sie üblicherweise zum Ende ihrer Laufzeit gegen 

andere Anleihen getauscht, die zu einem späteren Zeitpunkt fällig 
sind, unrväie Schuldenlast aufzuteilen. Dies wird Swap genannt 
und ist gängige Praxis. Alle Staaten der Eurozone haben dies 
häufig praktiziert. Der konkrete Swap von 2001 war im 
griechischen Parlament diskutiert also bekannt, und ist von der 
konservativen Regierung der „Nea Demokratia“ 2005 übernommen 
und neuverhandelt worden mit dem Ergebnis, seine Rückzahlung 
von 2010 auf 2037 zu verschieben. Die Behauptung Griechenland 
hätte angeblich damit seinen Beitritt zur Wirtschafts- und 
Währungsunion erschlichen ist unwahr. Griechenland ist mit Daten 
von 1998 und 1999 der Eurozone beigetreten und nicht mit den 
Angaben des Jahres 2001.

Die Behauptung die griechischen Behörden hätten Eurostat über 
den Swap von 2001 nicht informiert, ist nur teilweise wahr.
Eurostat müsste klarstellen, dass es zu dem damaligen Zeitpunkt 
keine Informationspflicht gegenüber Eurostat gab. Eine 
Informationspflicht wurde erst später, im Juli 2002, von Eurostat 

eingeführt.
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Griechenland hat/ $ 0 ^  .in der Vergangenheit Ä  ähnlichen
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Zuständeh konfr-efrttert' und hat bewiesen können dass es sie 
überwinden kann.

ctal La öd
Ich bin überzeugt dass es auch heute in der Lage ist seine

utvi v)v'c,d(e<L̂ &iYb c'fä̂ 'dkiq&i -zuex^'^n,
Wirtschaft zu sanieren un4 öeren-AtrfkufbeltrRf veranzutreiben.

Es hat den festen Willen und verfügt über die nötigen Mittel um 
aus der Krise herauszukommen.
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Bewältigung der Krise
m o m  * *

ln einer deutschen Zeitung wurde im März ein Aufsatz unter dem 
Titel “Traum von einer europäischen Wirtschaftsregierung” 
veröffentlicht. Er stellte die Frage: “wie viel gemeinsames Handeln 
braucht Europa?” Dies ist die Frage die ich auch stellen möchte. 
Die Schuldenkrise macht sie aktueller denn je.

Die schwerste Wirtschafts- und Finanzkrise seit der Großen 
Depression von 1929 hat schon seit ihrem Beginn eine 
vollkommen veränderte Weltwirtschaft geschaffen. Das 
internationale Finanzsystem ist gegenüber unvorhersehbaren 
Entwicklungen anfällig und gleichzeitig Gegenstand heftiger Kritik. 
Die G-20 Staaten haben die Einrichtung eines globalen
Aufsichtsrahmens über Finanztransaktionen beschlossen. Die

ihux[t> K /
Europäische Union (EU) vereinbarte auf dem Gipfeltreffen vom 
Dezember 2009 eine Reihe von Maßnahmen, um zukünftig Krisen 
dieses Ausmaßes vorzubeugen. Im Mittelpunkt steht eine neue 
Institution der „Europäische Rat für Systemrisiken“. Seine 
vorrangige Aufgabe ist die Identifizierung und die Bewertung von 
potentiellen Gefahren für die Finanzstabilität der EU. Dieses 
Regelwerk stellt jedoch ein Mindestmaß des Notwendigen dar. Es 
ist nicht ausreichend, um die Entwicklungen zu kontrollieren. Die 
Probleme, die die EU zu bewältigen hat, bedürfen eines anderen 
Ansatzes. Fragen der Durchsetzung von Kontrollen bzw. ihrer 
Perfektionierung sind allein nicht ausreichend. Es geht um die 
Funktionsweise der Union. Ich werde zur Untermauerung dieser 

Behauptung einige Beispiele anführen.
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Auf den Märkten ist schon eine neue Spekulationsdynamik zu 
erkennen. Sie wird erneut zu Verzerrungen und Krisen führen. Die 
Aktienpreise steigen, Gold, Erdöl und zahlreiche Rohstoffe 
verteuern sich, undurchsichtige Finanzprodukte wie strukturierte 
Anleihen sind wieder im Umlauf, Spekulationsspiele mit Devisen, 
Risikoprämien und Wertpapieren werden unvermindert fortgesetzt, 
die Gewinne der Finanzinstitute und deren Führungskräfte sind 
fast wieder auf Vorkrisenniveau. Jedes Land hat diese 
Phänomene mit eigenen Mitteln zu bewältigen, ist aber dazu nicht 
in der Lage. Selbst Staaten wie die USA und Großbritannien, die 
einen wichtigen Teil der Märkte beeinflussen, schaffen es nicht, im 
globalisierten Markt ihre eigenen Vorstellungen durchzusetzen. 
Den Krisen des Finanzsystems können die nationalen Grenzen 
nicht mehr Vorbeugen. Die Union hat eine entscheidende Rolle zu 
spielen damit zumindestens im europäischen Raum einheitliche 
Antworten gegeben werden. Dies würde zu einer effektiveren 
Prävention der Krisen beitragen.

Präsident Obama hat im Januar 2010 Reformen der Regelungen 
des Bankensektors angekündigt. Es handelt sich um Vorschriften, 
die, wie er sagte, dem gesunden Menschenverstand entsprechen. 
Demzufolge solle keine Bank mehr „so groß sein, dass ihr 
Zusammenbruch nicht möglich sei”. Die großen Banken sollten in 
kleinere aufgespaltet werden. Auch darf keine Bank die Gelder der 
Anleger mit riskanten Finanztransaktionen gefährden. Die Banken 
sollten in zwei klar zu unterscheidenden Kategorien eingeteilt 
werden: in jene, die sich mit dem Bankengeschäft im 
herkömmlichen Sinne, der Entgegennahme von Einlagen und der 
Kreditgewährung befassen, und in jene, die auf den
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Kapitalmärkten im Namen Dritter oder in eigener Sache im Finanz­
geschäft tätig werden.

Die negativen Reaktionen in Bankenkreisen waren sowohl in den 
USA als auch in Europa heftig. Das Hauptargument gegen eine 
Regulierung lautete, dass die großen Banken auf internationalem 
Terrain tätig seien. Unterschiedliche Regeln für jeden Markt seien 
nicht mehr möglich. Diese Argumente sind nicht überzeugend. 
Vieles muss sich ändern. Es ist nicht akzeptabel, dass ein Staat 
Finanzinstitute rettet, wie es in der Krise der Fall war, die an 
riskanten und komplizierten Geschäften, bei denen es eigentlich 
um Wetten ging, teilnehmen. Die Finanzinstitute müssen sich 
auch über die allgemeinen wirtschaftlichen Folgen ihrer Tätigkeit 
kümmern. Es kann auch nicht hingenommen werden, dass die 
Gesellschaft in ihrer Gesamtheit mit den Verlusten der 
Finanzinstitute belastet wird, ohne dass die Verantwortlichen zur 
Rechenschaft gezogen werden. Shliesslich ist es notwendig, dass 
die Regulierung des Bankensystems der wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklung eines Landes dient. Die Lehre aus der Krise 
für die Zukunft darf nicht das Prinzip des “business as usual“ sein.

i ü b l ß u ^  (j\0C  Ü n i 'o O

Anfang Februar sind die Zinssätze, die die Länder im Süden der 
Union - Griechenland, Spanien und Portugal - für ihre Kredite zu 
zahlen haben dramatisch gestiegen.' Diese Staaten haben alle 
übermäßig hohe Staatsdefizite. Sie haben aus diesem Grund 
sichtbare Schwierigkeiten ihren Kreditbedarf zu decken. Die 
Märkte verfolgen in einer solchen Situation das Ziel sich 
abzusichern. Sie wünschen sich, dass die Union die Rückzahlung

Eine europäische Lösung ist notwendig.
hjocWe*
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der neu aufgenommenen Kredite garantiert, um das Risiko der
Kreditgeber zu minimisieren. Die zuständigen Instanzen der Union

&
haben daraufhin wiederholt erklärt, dass sie nicht vorhätten diese 
Länder zu unterstützen. So etwas sei im Rahmen der Wirtschafts­
und Währungsunion nicht zulässig. Die Märkte reagierten mit 
einem erneuten Anstieg von Zinssätzen und Risikoprämien, aber 
auch mit dem Schüren eines Klimas der Krise. Der Kurs des Euro 
geriet ins Wanken und somit wuchs der Druck in der Union sich 
mit dem Problem auseinanderzusetzen.

Das „griechische Problem“ - wie die Presse weltweit das Problem 
bezeichnete, das die Union zu bewältigen hatte - rückte ein 
weiteres Mal die Schwächen, die die Wirtschafts- und 
Währungsunion kennzeichnen, in den Vordergrund. Die 
Wirtschafts- und Währungsunion führte zu einer 
„Währungsintegration“ mit strengen Regeln für den Schutz der 
gemeinsamen Währung, aber zu einer lockeren oder schlichtweg 
nicht vorhandenen Regulierung für eine „Wirtschaftsintegration“. 
Sie ist nur teilweise eine Wirtschaftsunion. Sie stärkte zwar 
anfangs die wirtschaftliche Konvergenz ihrer Mitglieder, doch 
vertiefte später die Kluft zwischen dem Norden und dem Süden 
wegen der höheren Wettbewerbsfähigkeit des Nordens. Im Süden 
stiegen die Handelsdefizite über Gebühr an. Ein Mechanismus zur 
Unterstützung der Finanzen der wettbewerbsschwachen Staaten, 
die allerdings den wettbewerbsstarken Wirtschaften ihre hohen 
Einnahmen ermöglichen, war in der Wirtschafts- und 
Währungsunion nicht vorgesehen. Die negativen Auswirkungen 
sollten aber kontrollierbar sein.
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Der wirtschaftliche Rückstand des Südens wurde durch den Euro 
verschleiert. Als es noch nationale Währungen gab, war ihr durch 
Defizite bedingter Wertverlust ein starkes Alarmsignal. Dieses 
Alarmsignal existiert nicht mehr. Im Gegenteil, die Euphorie einer 
ohne Hemmungen möglichen Kreditaufnahme hat den Süden zu 
ernsthaften Haushaltsungleichgewichten geführt. Die 
Mitgliedstaaten des Nordens stellten damals klar, dass sie keine 
Schuld für diese Schwierigkeiten träfe. Sie seien weder verpflichtet 
einzugreifen, noch könnten sie es. Im Vertrag zur Wirtschafts- und 
Währungsunion, so unterstrichen sie, sei die Non-Bail-out-Klausel 
verankert, d.h. die Rettung eines Mitgliedstaates im Falle einer 
Krise durch die anderen Mitglieder sei nicht möglich. Diese Regel 
gewährleistet die strenge Disziplin in Bezug auf die vereinbarten 
Prinzipien der Wirtschafts- und Währungsunion und kann aus 
diesem Grund nicht aufgehoben werden.

Die Krise hat sich allerdings als mächtiger als die Regel 
herausgestellt. Sie stellte in Frage die Glaubwürdigkeit der Regel 
der Wirtschafts- und Währungsunion und führte zu einem Verlust 
des Ansehens des Euro. Sie zwang die Union, die Suche nach 
einem Mechanismus der internen Krisenbekämpfung 
aufzunehmen. Die Frage einer Solidarität zwischen den 
Mitgliedern, die sie anfangs nicht ansprechen wollte, wurde aktuell. 
Der globalisierte Finanzmarkt hob auf dieser Weise die 
Schutzklausel auf, die vorgesehen war damit sich die Krise eines 
Staates nicht auf die anderen Staaten ausweitet. Die Krise der 
Schwachen bedrohte die Starken. Im Falle Griechenlands war die
Eurozone anfangs bestrebt, durch politische Deklarationen die

uxetfrV
Glaubwürdigkeit Griechenlands zu stützen. Diese Erklärungen
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reichten nicht aus, um die zukünftige Kreditwürdigkeit des Landes 
zu gewährleisten. Schließlich einigte man sich Mitte April auf einen 
Plan zur Bekämpfung der Krise. Die Mitglieder der Wirtschafts­
und Währungsunion sollen in Zukunft zusammen mit dem 
Internationalen Währungsfonds Kredite einem Mitglied zur 
Verfügung stellen, falls er nicht mehr in der Lage ist die 
notwendige Finanzierung im Markt zusichern. Die Mitglieder der 
Wirtschafts- und Währungsunion werden die Kredite auf bilateraler 
Basis gewähren, nachdem sie eine gemeinsame Entscheidung 
dazu getroffen haben. Der Zinssatz wird im Fall von Griechenland 
ungefähr 5% betragen. Die Presse kommentierte die
Entwicklungen, indem sie auf die unterschiedlichste Weise 
dasselbe Motiv wiederholte. Das britische Magazin The Economist 
formulierte es folgendermaßen: „Die griechische Krise bestätigt 
lediglich die Paranoia, eine Gruppe heterogener Staaten in einer 
Währungszone zu vereinen, ohne einen Mechanismus, wie zum 
Beispiel eine zentrale Finanzbehörde, für die Bewältigung von
inneren Ungleichgewichten vorzusehen“. c m  1 3  A p z i ^ -
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Die internationale Krise hat sich äußerst negativ auf die Ä mS”
Perspektive des Euro sich zu einer internationalen
Reservewährung zu entwickeln ausgewirkt. Die Union erachtet rrncfFWim
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zurecht, dass die Anerkennung des Euro als Reservewährung zu 
seiner Stabilität beitragen würde. Ohne konkrete Wirtschaftspolitik, 
ohne wirtschaftliche Regierung wird jedoch dieses Unterfangen 
weder stabil noch konsequent sein. Der starke Euro verlangt nach 
Einschränkung der nationalen Autonomie im Bereich der 
Wirtschaftspolitik. Ohne Fortschritte bei der wirtschaftlichen und

n ungieicngew icruen vorzusenen . , __ -v p -  ■
fckannL. heil“ Öttf c^Qi)^ar»d icnr fu pn ^

3

Coü Lg feo 

' lu t  ÄO'

deif 1
y o i oenoM-
t o m  f

i  - !

r r  o\f VV> J.\ i

liSJo i r U  !



politischen Integration wird die WWU weder Ideen noch Mittel 
besitzen, um auf die globalen Entwicklungen einzuwirken.
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Von großer Bedeutung ist aktuell die Frage, zu welchem Zeitpunkt f  n 
die bisherige Politik zur Bekämpfung der Krise geändert werden 
soll. In allen Ländern wurden noch nie da gewesene Summen zur 
Stützung des Bankensystems bereitgestellt, die Zinssätze auf fast 
Null reduziert, die Liquidität durch staatliche Garantien in 
beträchtlichem Maße erhöht und Unternehmen finanziert. Dies 
führte zum Anstieg der staatlichen Defizite auf Niveaus, die um ein 
Vielfaches die erlaubte Höchstgrenze des Stabilitätspaktes 
übersteigen.

Viele sind der Auffassung, dass solange die Auswirkungen der 
Krise anhalten - mit Schließungen von Unternehmen und dem 
Anstieg der Arbeitslosigkeit - die Mittelzuwendungen aus dem 
Staatshaushalt für die Ankurbelung der Wirtschaft andauern 
sollten. Andere wiederum sind der Meinung, dass die 
Fortsetzung der staatlichen Finanzierungen Inflationsgefahr, 
Mittelverschwendungen und Belastung der staatlichen Haushalte 
durch die zusätzlichen Kosten der hohen Verschuldung mit sich 

bringen würde.

Was getan werden muss, ist von Land zu Land unterschiedlich.
Dort wo die Symptome der Krise noch andauern, sind staatliche 
Interventionen notwendig. Wenn allerdings das Defizit das Niveau 
überschritten hat, bei dem der Staat seine Finanzierung zu 
vertretbaren Kosten gewährleisten kann, sind politischer 
Kurswechsel und Haushaltsstabilisierung notwendig. In der
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Eurozone gibt es sowohl Fälle von Staaten, bei denen die 
Fortsetzung der staatlichen Interventionen erforderlich ist, sowie 
solche bei denen Haushaltsdefizite ein problematisches Niveau 
erreicht haben. Ohne gemeinsamen politischen Rahmen werden 
jedoch Währungsstabilität und die Wachstumsperspektiven der 
Union negativ beeinflusst. Die Union braucht eine gemeinsame 
Politik, die die unterschiedlichen Bedürfnisse gegeneinander 
abwägt und den Zusammenhalt der Union verbessert. Eine 
derartige Politik besteht jedoch nicht. Sie wird es auch nicht 
geben, solange die Wirtschaftsregierung nicht institutionalisiert ist. 
Nur mit Hilfe einer wirtschaftlichen Governance wird es möglich 
sein, die Ungleichgewichte und vor allem das Nord-Süd-Gefälle 
der Union in den Griff zu bekommen.

L o tjk  undwoM

Die internationalen Organisationen sind sich in der Einschätzung 
einig, dass mit dem Rückgang der Krise eine Ära wirtschaftlichen 
Wachstums anfangen wird, dessen Raten aber verglichen zu 
jenen der Zeit vor der Krise erheblich niedriger sein werden. Die 
herrschende Unsicherheit wird dazu führen, dass neue 
Investitionen nur langsam unternommen werden. Die 
Arbeitslosigkeit wird weiterhin ein hohes Niveau beibehalten. Der 
Zinsanstieg, die unvermeidliche restriktive Haushaltspolitik und 
schließlich der Rückgang des Konsums werden die 
Wirtschaftsaktivitäten weiterhin dämpfen. Auf internationaler 
Ebene wird es nicht die Nachfrage geben, die zu einem raschen 
Wachstum beitragen wird. Die amerikanischen und europäischen 
Verbraucher werden wegen der hohen Verschuldung ihrer privaten 
Haushalte ihre Ausgaben einschränken. Es wird geschätzt, dass 
zwei bis drei Jahre in den entwickelten Ländern notwendig sein
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werden, um die krisenbedingten Wachstumsrückgänge wett zu 
machen. In den Ländern des europäischen Südens, die schon vor 
der Krise wirtschaftliche Probleme hatten, wird davon 
ausgegangen, dass dieser Zeitraum über fünf Jahre andauern 
könnte. Auf alle Länder werden sich der Rückgang der 
Steuereinnahmen, die Inanspruchnahme von Mitteln für die 
Bezahlung von Staatsschulden, das erzwungene Einfrieren von 
Gehältern und die sozialen Konflikte, negativ auswirken. Die 
Existenz einer gemeinsamen europäischen Wirtschaftspolitik 
würde zu der rascheren Überwindung der Auswirkungen 
beitragen. Es ist jedoch fraglich, ob eine solche Politik zu erwarten 
sei.

Das Streben nach stabilem Wachstum macht eine Kursänderung 
des Finanzsystems, das zur einer Stärkung der realen Wirtschaft 
beitragen wird, zwingend erforderlich. Praktiken, die den schnellen 
und leichten Profit begünstigten, wie z.B. die enorm hohen 
Einkünfte der Führungskräfte der Banken, die Bonuses der 
Traders, die undurchsichtige Verbriefung von Forderungen
unterschiedlichen Wertes, die Wetten an den Börsen, das Short-

/
selling, die strukturierten Anleihen müssen drastisch eingeschränkt 
werden. Das Ziel muss die Zunahme von langfristigen 
Investitionen, die Unterstützung der Produktionstätigkeit, die 
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und die Schaffung von 

Arbeitsplätzen sein.

All dies erscheint heute unerreichbar. Das Finanzsystem mit der 
globalen Ausbreitung, die es erfahren hat, hat die langfristigen 
Investitionen untergraben. Für den bestmöglichen Kapitaleinsatz
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gelten heutzutage neue Kriterien. Ausschlaggebend ist nicht die 
langfristige Rentabilität sondern der schnellstmögliche Profit. Eine 
derartige Profitabilität wird durch Börsengeschäfte bzw.
Spekulationen auf den Märkten gewährleistet und nicht durch 
Investitionen zur Steigerung der Produktivität und
Wettbewerbsfähigkeit eines Unternehmens. Das Streben nach 
dem unmittelbaren Profit hat eine kurzsichtige Vorstellung über 
das Nützliche etabliert. Es führt zum Abwenden der Investoren von 
der Produktion und belohnt die Gier nach Finanztransaktionen. Die 
jüngste Krise ist die Folge dieser Transformation des Kapitalismus. 
Um die Produktionsaktivitäten zu stärken und um eine neue Krise 
zu vermeiden, ist ein deutliches Eingreifen nötig, durch das die 
Priorität der produktiven Investitionen wiederhergestellt wird, die 
Schaffung von Beschäftigung und die Verstärkung der sozialen 
Eingliederung, die Verbreitung von Wissen und das ökologische 
Gleichgewicht in der Welt. Die Aufsichtsregulierungen zur 
Vermeidung von Übertreibungen, Betrügereien und 
Spekulationsspielen im Finanzsektor sind ebenso notwendig, 
reichen allerdings nicht aus. Ein wichtiger Schritt in Richtung 
Wachstum ist von Nöten.

Die gegenwärtige Funktionsweise der Union erleichtert diese 
notwendige Intervention nicht. Der Wachstums- und Stabilitätspakt 
ist fast ausschließlich auf den Erhalt der Währungsstabilität 
ausgerichtet. Er verleiht dem Wachstum nicht die Bedeutung, die 
es hat, um bessere Lebensbedingungen zu gewährleisten, für 
mehr Beschäftigung zu sorgen und die Chancen auf Fortschritt zu 
erweitern. Will man die Situation ändern, so müssen seitens der 
Mitgliedstaaten konkrete Verpflichtungen zur Förderung von
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Investitionen, zur Verbreitung der Wissensgesellschaft, zu 
Verwaltungsreformen und zur Verbesserung der Sozialsysteme
eingegangen werden. In regelmäßigen Zeitabständen sollte die

/

Annäherung an die Ziele bewertet werdefi, die Ergebnisse der 
Bewertungen veröffentlicht wj^rc^^i und auch die Bereitstellung von 
Mitteln an die Mitgliedstaaten bestimmt werden.

Mitgliedstaaten, die ihre Ausgaben tatsächlich auf die Erzielung
von höheren Wachstumsraten ausrichten und zeitgleich

/
Kosteneinsparungsprogramme umsetzen, sollten unter 
besonderen Umständen die Möglichkeit haben, die 3% Grenze 
des Haushaltsdefizits zum Bruttoinlandprodukt zu überschreiten. 
Wir sollten entscheiden, ob wir ein schwaches Wachstum 
akzeptieren, das die Chancen der Vielen auf ein besseres Leben 
einschränkt, oder ob wir Investitionen vornehmen, die ein 
nachhaltiges Wachstum mit besseren Beschäftigungs- und 
Einkommenschancen gewährleisten. Diese zweite Option macht 
eine konsequente Zielverfolgung und Disziplin beim Umgang mit 
den zur Verfügung stehenden Mitteln erforderlich. Sie erfordert 
eine Politik die nicht von Wahlzyklen und klientelistischen 

Praktiken abhängt.

Neben den Investitionsanstrengungen der Mitgliedstaaten ist ein 
Rahmenprogramm für Investitionen für die Gesamtheit der Union
notwendig. Investitionen sind notwendig für die Verbesserung der

t i
Infrastrukturen im Transport- und Telekommunikationssektor, im 
Bereich der erneuerbaren Energien, der Forschung, der 
Zusammenarbeit der Hochschuleinrichtungen usw.
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Es ist bekannt, dass die Haushaltsmittel der Union nicht für 
derartige Initiativen ausreichen. Die Möglichkeiten des 
Beitragsanstiegs der Mitgliedstaaten sind beschränkt. Die Union 
sollte bereit zur Ausgabe von Europäischen Anleihen sein. Sie 
würden der Realisierung von Investitionen aber auch zur 
Finanzierung von Aktivitäten, die für das Wachstum und die 
Beschäftigung förderlich sind, dienen.

Ich werde meine Ausführungen zu den Folgen einer fehlenden 
wirtschaftlichen Regierung abschließen, indem ich an das 
informelle Treffen des ECOFIN am 12. und 13. September 2008 in 
Nizza erinnere. Diese Sitzung fand statt, als die Krise schon 
ausgebrochen war, und zwar zwei Tage vor dem Konkurs der 
Lehman Brothers am 15. September, dem Datum, an dem die 
eintretende Katastrophe auch für die Ahnungslosesten offenkundig 
wurde. Die Finanzminister der Union und die Vertreter der 
Europäischen Zentralbank trafen zusammen um festzustellen, ob 
es eine Krise gebe, von welchen Ausmaßen sie sei und welche 
Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung getroffen werden sollten. Die 
Beteiligten befanden, dass die Daten, die auf einen Rückgang der 
Wirtschaftsaktivität in der Union hindeuteten, die Auffassung vom 
Vorhandensein einer Krise nicht rechtfertigten. Auch haben sie 
sich darüber geeinigt, dass es keines europäischen 
Interventionsplans zur Ankurbelung der Wirtschaft bedurfte. Man 
müsse, so erklärten sie, „die automatischen Stabilisatoren wirken 
lassen“. Wenn ein Land es für notwendig erachten sollte, 
Stützungsmaßnahmen zu ergreifen, könne es dies tun, allerdings 
unter strikter Einhaltung der Einschränkungen des 
Stabilitätspaktes. Die Kontrolle der Finanzmärkte schließlich, sollte
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von den zuständigen Organen eines jeden Staates und nicht von 
der Union ausgeübt werden. Diese Haltung des ECOFIN zeigte, 
dass die Minister sich nicht entscheiden konnten was zu tun sei. 
Sie wollten nicht den Schritt zu einer gemeinsamen Politik
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Europäischen Rat hinzu. Diese stemmten sich gegen Initiativen, 
die die EU-Organe stärken und ihren Zuständigkeitsbereich 
erweitern würden. Sie forderten eine Ruhepause im 
Einigungsprozess und die Unterbrechung der Mobilität, die das 
letzte Jahrzehnt diit^Union kennzeichnete. Die Europäische 
Kommission hat sich dieser Auffassung, man habe genug getan 
und sollte das Vollzogene überprüfen, angeschlossen.

Die Entwicklungen haben die Union vor ein drängendes politisches 
Dilemma gestellt: Die Notwendigkeit eine wirtschaftliche Regierung 
zu akzeptieren, oder sich damit abzufinden, Ausführender von 
Politiken zu sein, die aus komplizierten Prozessen und 
Kompromissen entstanden sind. Von der Antwort auf dieses 
Dilemma wird es abhängen, ob die Union ihre Möglichkeit 
international eine Hauptrolle zu übernehmen, einfordern wird oder 

nicht.

Der Ratspräsident der Europäischen Union Van Rompuy hat im 
Februar 2010 dem Europäischen Rat vorgeschlagen, sich auf 
einen gemeinsamen Prozess zur Gestaltung einer europäischen 
Wachstums- und Beschäftigungsstrategie zu einigen. „Wichtig ist“, 
unterstrich er, „dass wir festlegen, wie wir unsere Beschlüsse 
umsetzen wollen. Die Governance stellt hierbei den Schlüssel 

dar”.

Die Staats -  und Regierungschefs der Eurozone haben durchaus 
in diesem Sinn am 25 März in einer gemeinsamen Erklärung ihre 
Entschlossenheit bekundet, sich für “eine enge Koordination der 
Wirtschaftspolitiken in Europa“ einzusetzen. Aus genau diesem
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Grund sind sie der Ansicht, „dass der Europäische Rat die 
wirtschaftspolitische Steuerung der Europäischen Union 
verbessern muss.”

Unklar bleibt jedoch was konkret beabsichtigt ist. Geht es wirklich 
um eine effektive Harmonisierung der Wirtschaftspolitik oder 
lediglich um ein neues Thema, das von den Staats und 
Regierungschefs der 27 EU Staaten aufgegriffen werden soll?

Bundeskanzlerin Angela Merkel hatte Mitte Februar erklärt: “Wir 
(der Rat) sind die Wirtschaftsregierung” und sollen ganz im Sinne 
des Lissabonner Vertrages der Union “die für Ihre Entwicklung 
erforderliche Impulse geben”. Gewonnen wäre freilich kaum 
etwas, wenn man die «Wirtschaftsregierung» so interpretieren 
würde. In Wirklichkeit steht nicht mehr und nicht weniger zur 
Debatte als eine Erweiterung der Zuständigkeiten der Union, um 
sie in die Lage zu versetzen, nicht nur währungspolitische 
Angelegenheiten zu entscheiden, sondern genauso die 
Grundregeln der Finanz- und Wachstumspolitik festzulegen und 
den makroökonomischen Rahmen zu bestimmen.

Ebenso nötig ist allerdings ein weiterer, mindestens ebenso 
relevanter Schritt: eine in der Tat deutlich stärkere 
wirtschaftspolitische Koordinierung, die nicht am Einspruch 
einzelner Mitgliedstaaten scheitern darf. Echte 
intergouvemementale Zusammenarbeit muss sich also vollziehen 
können, ohne sich auf die bislang üblichen langatmigen 
Beratungs- und Entscheidungsprozesse einzulassen. Die Union 
wird sonst von einer Krise in die nächste fallen und fortlaufend
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über Hindernisse und Komplikationen stolpern, die mit dem 
Unvermögen der Mitgliedstaaten Zusammenhängen, selbst zu 
reagieren.

Die Wirtschaftsregierung kann entweder im Rahmen der 
bestehenden Wirtschafts- und Währungsunion oder über eine 
„gestärkte Zusammenarbeit“ angestrebt werden, an der sich alle 
Mitglieder, die es wünschen, beteiligen würden. Diese Form der 
Kooperation ist bereits im Lissabonner Vertrag vorgesehen. Sie ist 
der Weg, den die Mitgliedstaaten befolgen können, um 
gemeinsam ihre Aktionsfelder zu erweitern, ohne zugleich den 

Vertrag ändern zu müssen.

Zahlreiche Kommentatoren der jüngsten Entwicklungen in der 
Union haben sich ebenfalls für diesen Ansatz ausgesprochen. 
Ihnen allen ist, so unterschiedlich ansonsten ihre Überlegungen 
sind, die Feststellung gemein, dass „der Ausgang aus der Krise 
einen Weg nach vorn erfordert“, hin zur Wirtschaftsregierung und 
zur politischen Integration. Genau dies ist auch das Ziel, dem wir 
uns ebenso ernsthaft wie beharrlich nähern sollten.
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